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Post-Elektorale Überlegungen

Zu behaupten, dass „Guatemala erstmals seit dem Ende
der Militärherrschaft – oder sogar seit dem Sturz von Ja-
cobo Arbenz im Jahre 1954 – wieder eine Regierung links
der Mitte“ habe (NZZ vom 6. Nov.) stimmt zwar faktisch,
politisch muss man aber diese Mitte deutlich nach rechts
schieben, um dieser Aussage etwas abgewinnen zu kön-
nen. Denn der Grossteil der „Linken“ – in Guatemala müsste
man von der „revolutionären Linken“ sprechen, um unge-
fähr dem gerecht zu werden, was in hiesigen Verhältnis-
sen gemeinhin unter „Links“ verstanden wird – hat Álvaro
Colom nicht gewählt. Im besten Fall haben sie sich mit
ihrer Stimme für Colom gegen Pérez Molina ausgespro-
chen. Viele Linke haben ihren Stimmzettel gar nicht oder
leer abgegeben im Wissen darum, dass Colom nicht die
wirkliche Alternative ist, was seine Wirtschaftspolitik und
sein Verhältnis zur Oligarchie betrifft.

Es ist vermessen zu glauben, Álvaro Colom sei ein
Präsident vom Kaliber eines Evo Morales, Rafael Correa
oder Hugo Chávez, wohl nicht einmal so „links“ wie Lula
de Silva, Tabaré Vázquez oder Michelle Bachelet. Von Chá-
vez und Fidel Castro hat er sich vehement distanziert, der-
weil seine wichtigste internationale Beziehung diejenige zu
den Vereinigten Staaten sei, von denen er sich in erster
Linie Unterstützung in Sicherheitsbelangen und in der Be-
kämpfung des organisierten Verbrechens erhoffe. Zwei-
fellos gibt es in seiner Partei, der Unidad Nacional de Es-
peranza (UNE), eine gewisse sozialdemokratisch ange-
hauchte Strömung, aber der Partei als ganzer fehlt es an
einer abgestützten und erfahrenen sozialdemokratischen
Militanz und dem neuen Präsidenten selber an Ideologie
und Charakter.

Colom wurde von der indigenen Landbevölkerung ge-
wählt, er gewann in 20 der 22 Departaments. Das ist zwar
sympathisch und sicher das Resultat seines Engagements
für die indigene Bevölkerung während der Zeit, als er für
den Friedensfonds FONAPAZ arbeitete. Nicht gewählt
wurde er jedoch in der Hauptstadt, wo die Finanz- und
Politgeschäfte gemacht werden und wo die Medien sit-
zen, die schon während der Wahlkampagne deutlich mach-
ten, dass sie nichts von Colom halten. Ob er in der Lage
sein wird, seinen Haupt-WählerInnen in Sachen Anerken-
nung und Umverteilung (Bekämpfung des Rassismus, Ar-
mutsbekämpfung, Landpolitik, Entwicklung) gerecht zu

werden oder ob auch er dem Diktat der neoliberalen
Politik unterliegen wird, ist die grosse Frage der Zu-
kunft – deren Antwort sich leider erahnen lässt.

Eine seiner ersten (vor-)amtlichen Handlungen war
ein Treffen mit dem scheidenden Präsidenten Oscar
Berger, bei dem es um die möglichst schnelle Umset-
zung des unseligen Plans „Visión del País“ ging. Dieser
beinhaltet neoliberale Strategien für die Bereiche Bil-
dung, Gesundheit, Wirtschaft und Sicherheit, welche
eine Gruppe von Unternehmern unter Pseudobeteiligung
einiger VertreterInnen von sozialen und kritischen  po-
litischen Organisationen erarbeitet und dem Kongress
vorgelegt hat – der sie einstweilen archiviert hat. In-
dem Colom nun den Plan „Visión del País“ wieder aus-
gräbt und seine Umsetzung aktiv vorantreibt, positio-
niert er sich auf der absoluten Gegenseite dessen, was
seine WählerInnen von ihm erwarten und widerspricht
seinen eigenen sozialdemokratischen Grundsätzen.

In den ersten Tagen nach seinem Wahlsieg lud Ál-
varo Colom die GeneralsekretärInnen aller Parteien zu
einem Treffen ein und rief zur nationalen Einheit und
zur Unterzeichnung eines Regierungsvertrags auf. Da-
bei unterlief ihm die Peinlichkeit „zu vergessen“, sei-
nen Wahlgegner Otto Pérez Molina von der Patrioti-
schen Partei zu dem Treffen einzuladen.

Auch mit den Wirtschaftskreisen befindet er sich
bereits im ersten Clinch. Um seine Programme und
Wahlversprechen umzusetzen, braucht der neue Präsi-
dent mehr Geld als das Staatsbudget für 2008 vorsieht.
Colom spricht infolgedessen von einer dringend anste-
henden Steuerreform. Der Unternehmenssektor, ver-
treten durch den CACIF, und die Handelskammer hin-
gegen sprechen sich vehement gegen neue Steuern und
die Verlängerung der Ende Jahr auslaufenden „Ausser-
gewöhnlichen und temporären Steuer zur Umsetzung
der Friedensabkommen“ (IETAAP) aus. Der Kongress,
der über die Verlängerung der IETAAP, die dem Staat
jährlich 1700 Mio. Quetzales einbringt, abstimmen wird,
ist sich in der Frage nicht einig.

Im Wissen darum und im Hinblick auf die staatli-
che finanzielle Notlage, hat der neugewählte Präsident
ein Treffen (das erste seit 2003) mit der so genannten
Konsultativgruppe einberufen, von denen gemäss Mel-

Álvaro Colom ist neuer Präsident von Guatemala. Zugegeben, das Schlimmste konnte verhindert werden: die
Wahl von Otto Pérez Molina und mit ihm der Rückfall in eine „Staatspolitik des Terrors“. Und zugegeben, es lockt
eine vage Hoffnung auf Veränderung. Aber Colom jetzt zum Hoffnungsträger der Nation hoch zu stilisieren, nur weil
er vor acht Jahren Präsidentschaftskandidat der damals noch vereinten Linken war und weil er ein Parteibüchlein
der Sozialdemokratischen Internationalen besitzt, ist doch etwas blau- wenn nicht gar blindäugig.
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dung von Inforpress Centroamerica-
na Nr. 1729 eine Budgetaufstockung
um rund einer Milliarde Quetzales er-
wartet werden kann. Die Konsultativ-
gruppe wurde nach der Unterzeich-
nung der Friedensabkommen einge-
setzt mit dem Ziel, deren Umsetzung
zu verifizieren. Als geistiger Vater der
Idee gilt Álvaro Colom, der diese Tref-
fen während seiner Zeit bei FONA-
PAZ erstmals initiierte. Ebenfalls konn-

Wahlsonntag, zweite Runde

Am vergangenen Sonntag war ich in Trauer. Ich kleidete mich in Schwarz, nahm einen Karton und meine
Farben und schrieb: „Nicht die harte Hand, nicht die schlaffe Hand – ich brauche die Hand eines Freundes“. Ich
hängte mir das Schild um den Hals und ging damit spazieren. Die sympathischen Reaktionen der PassantInnen, vor
allem Frauen, stimulierten mich, weiterzugehen und unbesonnen befand ich mich plötzlich in der Nähe eines Wahl-
lokals. Aus der Ferne sah mich ein Wahlaufseher und als wäre ich Bin Laden, behangen mit Sprengstoff, befahl er,
mich zu neutralisieren. Mit unüblicher Effizienz nagelten mich vier Polizisten in Sekundenschnelle fest, rissen mir
gewaltsam mein Plakat vom Hals; während drei weitere Polizisten auf ihren Motorrädern heranfuhren, um die
Gefahr zu bekämpfen.

Rafael Rosal, guatemaltekischer Filmschaffender

ten offenbar schon Verträge über Dar-
lehen in Höhe von rund 200 Mio. US-
$ mit der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank (BID) abgeschlossen
werden.

Guatemala hat einen neuen Prä-
sidenten. Er heisst Álvaro Colom und
im besten Fall, mit etwas gutem poli-
tischen Willen und entsprechender
Unterstützung der internationalen Ge-

meinschaft schafft er es, das Land
nicht gänzlich in den Abgrund zu rei-
ten. Womit man eigentlich wieder zur
Tagesordnung übergehen und sich
wichtigeren Fragen zuwenden kann.
Zum Beispiel derjenigen, wer wohl in
den USA die Präsidentschaftswahlen
2008 gewinnen wird, was für das
Schicksal von Guatemala unter Um-
ständen von grösserer Bedeutung ist
als die nationale Wahl vom Colom … 

Der Vizepräsident im Mittelalter
Guatemala, 07. Nov. Doktor José

Rafael Espada ist auf der politischen
Bühne Guatemalas bislang ein unbe-
schriebenes Blatt. Demgegenüber hat
sich der 63-Jährige als Chirurg mit be-
sonderer Erfahrung in Herzoperationen
am Methodist DeBakey Heart Center in
Houston, im US-amerikanischen Bun-
desstaat Texas, während der letzten mehr
als 30 Jahre einen Namen gemacht. Mit
Hilfe von privaten Spenden hat er be-
reits in den frühen 90er Jahren das Herz-
zentrum Unidad Cardiovascular (UNI-
CAR) in Guatemala eröffnet, an dem er
seitdem einmal im Monat kostenlose
Herz-OP´s durchführte. Diejenigen Gua-
temaltekInnen, die das Geld haben, sind
hingegen zur OP nach Houston geflo-
gen. Während der Krankenhauskrise im
letzten Jahr war er offenbar schon ein-
mal als potentieller Gesundheitsminister
im Gespräch, zog aber erst im April 2007
nach Guatemala, um sich als Kandidat
für die Vizepräsidentschaft im Namen der
Unidad Nacional de Esperanza (UNE)
zu profilieren.

„Als Chriurg kann ich sehr gut or-
ganisieren. Meine Arbeit wird die Koor-
dination des Kabinetts sein. Guatemala
hat eine der aktivsten Vizepräsident-
schaftsposten in Lateinamerika ... das ist
fast eine Art Premierminister“, erläutert
Espada gegenüber der Tageszeitung el-
Periódico. Und teilt auch gleich seinen
Eindruck von Guatemala mit: „Guatema-
la ist ein mittelalterliches Land. Hier gibt
es weder Reiche noch Arme, es gibt den
Adel und den Pöbel. Der Arme glaubt,
Pöbel zu sein und der Reiche glaubt sich
nicht nur adelig, sondern ist voller Res-

sentiments gegenüber der Gesellschaft
und stört sich daran, dass die anderen
vorankommen.“

Die Beschreibung der Regierungs-
pläne hält Espada in jenem Interview
knapp: Regulierung des Wirtschaftssy-
stems, Unterstützung der kleinen und
mittleren Unternehmen, Programme zur
Verbesserung von Gesundheit, Bildung,
Landwirtschaft und Tourismus seien Teil
der Aktionen, die in den nächsten Mo-
naten angestossen werden sollen.

Eine Fahne mit einer Hand, die eine
Rose hält – das Symbol der Sozialdemo-
kraten – teilt sich Espadas Büro im UNI-
CAR-Gebäude mit mindestens 10 Body-
guards und zahlreichen Fotos, auf de-
nen er operiert, sich mit Präsidenten und
WürdenträgerInnen zeigt sowie auf Lu-
xus-Motorrädern oder –Autos posiert.
„Ich bin Sozialdemokrat von Geburt an...
ok, seit dem Medizinstudium. Es kommt
immer darauf an, wenn ich nach Europa
gehe, bin ich der Papst, aber für Guate-
mala bin ich Kommunist, obwohl es kei-
ne Kommunisten mehr gibt“, versucht
er sich zu erklären.

„Mein Traum ist es, dass alle Kin-
der dreimal täglich eine kostenlose Mahl-
zeit erhalten, eine Art Spezialnahrung,
wie es die Marines essen, mit vielen Ka-
lorien und Proteinen“, so lautet Espa-
das Vorschlag in Bezug auf die Unterer-
nährung, die im Land herrscht. Unklar
bleibt auch der Sinn des Vorschlags,
dass Coloms Regierung die alten Maya-
Persönlichkeiten zusammenrufen will.
Denn, so Espada, „sie sind sehr vernünf-
tig, mit ihnen kann man eine effektivere
Absprache treffen, um den Rassismus

zu kontrollieren“.
Auf die Kritik hin, durch seine lan-

ge Abwesenheit die Realität des Landes
nicht zu kennen, meint er: „Ich kenne
Guatemala besser, als die, die hier leben.
Wenn man ausserhalb des Landes lebt,
wächst der Patriotismus, und der lässt
einen sein Land, seine Flagge, die Seen
und Vulkane noch mehr spüren ... Ich
habe für das Land mehr getan, als die,
die hier wohnen“, sagt Espada.
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Guatemala, 17. Nov. Noch-Präsi-
dent Oscar Berger hat es einmal mehr
geschafft, sich halbherzig aus der Affä-
re zu ziehen und zu verhindern, dass die
in den letzten Wochen sich verschärfen-
de Energiekrise Unruhe in seine letzten
zwei Amtsmonate bringt. In den kommen-
den zwei Monaten werden demnach die
Subventionen für den öffentlichen Nah-
verkehr um je 10 Mio. Quetzales erhöht
– danach müsse die folgende Regierung
sehen, wie sie mit der Sache umginge.
Die benötigten Gelder werden aus den
Restposten der Ministerien für Landwirt-
schaft, Verteidigung und Bildung sowie
einiger Sekretariate genommen.

Durch den weltweit enorm gestie-
genen Erdölpreis hatten die Unterneh-
men des öffentlichen Personentranspor-
tes, sprich Inhaber von Stadt- und Land-
bussen, den Druck auf die Regierung
und die Bevölkerung noch einmal er-
höht. Bisher waren ihre wenige Stunden
währenden Streiks vornehmlich als Pro-
test und Hilferuf nach mehr Sicherheit
in den Bussen aufgrund der anhalten-
den Morde an den Busfahrern durch
Jugendbanden zu verstehen. Doch jetzt
drohten sie mit einem Ausstand aus fi-
nanziellen Gründen und schlugen auch
gleich mögliche Abhilfen vor: die Erhö-
hung der Subventionen von aktuell 12,5
Mio. Quetzales im Monat auf mindestens
40 Mio. (ohne dass sie damit Verbesse-
rungen ihres Services zusagen könnten),
die Erlaubnis, den in der Stadt gesetz-
lich festgelegten Fahrpreis von 1 Quet-
zal auf 3,50 zu heben, die Streichung di-
verser ausstehender Bussgelder und die
Aufhebung der Steuern auf Treibstoff.

Erwin Pérez, Herausgeber des In-
formationsdienstes incidencia demo-
crática, beobachtet, dass das Thema der
Fahrpreiserhöhung – das in einigen De-
partements bereits des öfteren zu Un-
mut zwischen Transportleistern und
Bevölkerung geführt hat – in der aktuel-
len Erdölkonjunktur das beste Argu-
ment gefunden habe. Zudem sei poli-
tisch der Moment aufgrund des Regie-
rungsübergangs vorteilhaft und die zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen, die
sich traditionell gegen diese Erhöhung
wehrten, seien praktisch demobilisiert.
Tatsächlich hat lediglich die Studieren-
denvereinigung AEU Protestaktionen
angekündigt. Bei den letzten Demon-
strationen gegen die Erhöhung des Fahr-
preises war 1994 der Student Mario Alio-
to López von der Nationalen Zivilpoli-
zei (PNC) angeschossen und schlies-
slich totgeprügelt worden. Bei einer Pro-
testversammlung Anfang der Woche im
Zentrum der Hauptstadt wurden die Stu-
dierenden immerhin von Gewerkschafts-
mitgliedern und VerkäuferInnen des in-
formellen Sektors unterstützt.

Erst nach der Subventionsverkün-
digung Bergers meldete sich die Gewerk-

schaftsvereinigung UASP zu Wort und
empfahl eine nationale Transportpolitik
anzustossen, das bereits im Zusammen-
hang der Sicherheit diskutierte Prepaid-
Ticket einzuführen und die Subventio-
nen beizubehalten, um eine vom Ben-
zinpreis abhängige Fahrpreiserhöhung
zu verhindern.

Obwohl ihre Forderungen nur zum
Teil Gehör gefunden haben, liess sich
die Transportvereinigung auf das Regie-
rungsangebot ein. Ganz klar ist aber, dass
die Krise längst nicht ausgestanden ist,
sondern Álvaro Colom ab dem 14. Janu-
ar einem entsprechend hohen Druck der
Bus-Lobby ausgesetzt sein wird, eine
langfristige Lösung zu finden. Der am-
tierende Vizepräsident Eduardo Stein
schlug der kommenden Regierung be-
reits vor, einen nationalen Energie-Aus-
nahmezustand auszurufen, um in den

Massnahmen freiere Hand zu haben
Energieministerin Carmen Urízar ist in-
des nicht einverstanden mit den Sub-
ventionen, wil sie der Wirtschaft  scha-
den würden – dies täte eine Fahrpreiser-
höhung jedoch genauso, schlüge sie
sich schliesslich auf die tagtäglichen
Ausgaben der Bevölkerung für den ei-
genen Transport und gleichzeitig auf die
Produkte des täglichen Bedarfs nieder.

Das zukünftige Machtdoppel – die
Vornamensbrüder Colom als Präsident
und Arzú als Hauptstadtbürgermeister
– denken indes über die Möglichkeit
nach, die Route des letztes Jahr einge-
weihten Transmetro zu erweitern und auf
diese Weise zur Verbesserung des
Transportwesens beizutragen.

Nun, für zwei Monate ist das The-
ma jetzt erst einmal vom Tisch und Ber-
ger aus dem Schneider. Mehr nicht.

Transportsubventionen - Berger kauft sich Ruhe

Guatemala, 12. Nov. Sein Debüt auf
dem internationalen Parkett hat der ge-
wählte Präsident Álvaro Colom inzwi-
schen hinter sich. Er begleitete vom 8.
bis 10. des Monats zusammen mit sei-
nem Vize Espada, seiner Frau Sandra
und dem designierten Aussenminister
Haroldo Rodas den amtieren Regierungs-
chef Berger und Aussenminster Rosen-
thal nach Santiago de Chile zum XVII
Iberoamerikanischen Gipfel. Dort wur-
de ihm nicht nur von den 22 teilnehmen-
den Regierungschefs und -chefinnen –
darunter auch die Präsidenten von Spa-
nien, Portugal und Andorra sowie der
spanische König Juan Carlos I – zum
Wahlsieg gratuliert, die meisten der An-
wesenden kündigten zudem an, an sei-
ner Amtsübernahme im Januar teilneh-
men zu wollen. Daneben knüpfte Colom
die ersten kontinentalen Kontakte und
sicherte sich einige bilaterale Unterstüt-
zung für die Umsetzung seines 100-Tage-
Plans zu. So werden ab Anfang 2008 mit
Chiles Hilfe die Polizei-KommissarInnen
und -Chefs/Chefinnen nach dem Bei-
spiel der chilenischen Carabineri ausge-
bildet und der Kommunale Sicherheits-
plan, der in Kolumbien funktioniert, in
Guatemala kopiert werden. Details dazu
wollen Colom und Álvaro Uribe im De-
zember auf der Rückreise von der Inamts-
hebung von Cristina Fernández de
Kirchner in Argentinien klären. Chiles
Ex-Präsident Ricardo Lagos wird derweil
die guatemaltekische Regierung in Sa-
chen Wirtschaftspolitik und Regulierung
von Konzessionsvergaben beraten.

Gleichzeitig liebäugelt Colom mit
dem Vorschlag von Venezuelas Präsident
Hugo Chávez, sich dem venzolanischen
Programm Petrocaribe anzuschliessen,
um durch dessen Vorteile in Sachen Erd-

ölversorgung und –finanzierung begün-
stigt zu werden. An diesem Vorhaben
nehmen bereits 14 Länder teil, doch dürf-
te es Colom nicht einfach haben, diesen
Schritt im eigenen Land durchzusetzen.

Der Iberoamerikanische Gipfel en-
dete mit der Unterzeichnung der „Dekla-
ration von Santiago de Chile“, einem 24
Punkte umfassenden Dokument, das das
beschlossene dauerhafte Wirtschafts-
wachstum und die Stärkung des sozia-
len Zusammenhaltes in der Region ab-
zusichern sucht. Neben einem ambitio-
niert klingenden politischen Plan, des-
sen Inhalt sicher nicht das erste Mal
schriftlich festgehalten worden ist, gibt
es noch einen Aktionsplan und 10 an-
hängende Kommuniqués, in denen bei-
spielsweise die argentinischen Aspira-
tionen unterstützt werden, die zum briti-
schen Überseegebiet gehörenden Falk-
landinseln zurück zu gewinnen, und ap-
pelliert wird, Haiti nicht im Stich zu las-
sen und das US-amerikanische Embar-
go gegen Kuba aufzuheben, da es ge-
gen das internationale Recht verstosse.

Geplant sind die Verabschiedung
der Konvention zur Iberoamerikani-
schen Sozialversicherung, die mehr als
5 Mio. MigrantInnen zu gute kommen
soll, um auch im lateinamerikanischen
Ausland ihre Arbeits- und Pensions-
rechte geltend machen zu können, re-
gionalweit soll Bildung in allen sozialen
Schichten und Schulniveaus vorange-
trieben werden, die Einrichtung eines
Wasserfonds, der finanziell von Spani-
en unterstützt wird steht an sowie die
Übernahme der Iberoamerikanischen
Charta der Elektronischen Regierung,
deren Zweck in der Modernisierung der
Verwaltungen und dem Kampf gegen

Coloms Guatemala international
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Mine Marlin – Prozess gegen Bauern eröffnet
Guatemala, 12. Nov. Eine wohl hi-

storisch zu nennende Gerichtsdebatte
wurde dieser Tage in San Marcos auf-
genommen.  Sieben indigene Männer, die
in ihren Gemeinden als Umweltschützer
bekannt sind, werden angeklagt, fünf
wegen Anstiftung zu kriminellen Hand-
lungen und Nötigung, zwei von ihnen
zusätzlich wegen Körperverletzung. Die
Klage eingereicht hat niemand anderes
als die kanadische Goldabbaufirma
Goldcorp, ehemals Montana Explora-
dora, nicht erst bekannt geworden
durch ihre Abbautätigkeiten in Sipaca-
pa, San Marcos.

Die Antropologin Irma Alícia Velás-
quez Nimatuj stellt in einem Artikel in
der Tageszeitung elPeriódico klar, dass
es weniger um die vermeintlichen Ag-
gressionen gegen den Sicherheitschef
von Goldcorp ginge, sondern es sich
eindeutig um den Versuch des Unter-
nehmens handelt, mittels des Justizsy-
stems die gesamte Bevölkerung zum
Schweigen zu bringen. Die Klagen ge-
hen nämlich zurück auf Anfang Januar
dieses Jahres, als eine Gruppe von Ver-
treterInnen der Maya-Mam-Gemeinden
aus der Nachbarschaft der Goldmine
Marlin in San Miguel Ixtahuacán, San
Marcos, der Firma einen Besuch abge-
stattet und einen Petitionsbrief einge-
reicht hat. Darin bemängelt sie die ex-
trem niedrigen Preise, die den lokalen
Familien für den Abkauf ihrer Grund-
stücke gezahlt wurden, zu dem die Fami-
lien getäuscht und teilweise genötigt
worden. Aufgrund der Anwendung von
Sprengstoff beim Goldabbau seien aus-

serdem Dutzende von Häusern zu erheb-
lichem Schaden gekommen. Die Wasser-
verschmutzung wegen des Gebrauchs
von Zyanid und der Freisetzung von
Schwermetallen beim Tagebau habe sich
bereits in gesundheitlichen Problemen
der Bevölkerung und des Viehbestands
niedergeschlagen. Und schliesslich habe
der Wassermangel, der bedingt sei durch
den offensichtlichen Rückgang des re-
gionalen Grundwasserspiegels ob des
massiven Wasserverbrauchs beim Gold-
abbau, bereits zur Austrocknung von
Brunnen und natürlichen Wasserquel-
len geführt sowie zur Missernte vor-
nehmlich der Obstbäume.

Am nächsten Tag kehrten die sie-
ben Männer zum Büro von Goldcorp
zurück, doch die Zuständigen negierten
jegliche Verantwortung für die benann-
ten Probleme und beleidigten stattdes-
sen die Dialogsuchenden. Auf dem
Rückweg in ihre Gemeinden wurden die-
se dann von Sicherheitspersonal ver-
folgt, welches sie mit Steinen bewarf,
Schüsse abfeuerte und versuchte, einen
von ihnen in ihre Gewalt zu bekommen.

In Folge der gewalttätigen Antwort
besetzten rund 600 AnwohnerInnen die
Zufahrtsstrassen zur Mine und mach-
ten diese erst wieder frei, als nach 12
Tagen unter Vermittlungshilfe des Men-
schenrechtsprokurats (PDH) ein Termin
für die Aufnahme von Gesprächen zwi-
schen ihnen und dem Goldunternehmen
vereinbart worden war – den Goldcorp
jedoch buchstäblich unterminierte und
am besagten Tag statt dessen die An-
zeigen gegen die sieben Bauern einreich-

te.
Die Anwälte von Goldcorp waren

bereit, die Anklage fallen zu lassen, wenn
die Männer sich für schuldig erklärten,
öffentlich den Sicherheitschef um Ent-
schuldigung baten und ein Dokument
unterzeichneten, das ihre Demonstrati-
onsfreiheit einschränkte. Die Angeklag-
ten lehnten das "Angebot" ab.

Zu guterletzt und der Perversität
nicht genug, tritt Goldcorp im Prozess
jetzt als Nebenklägerin auf und fordert
NachbarInnen und Familienangehörige
dazu auf, vor Gericht auszusagen – die
meisten dieser vermeintlichen ZeugIn-
nen sind Angestellte des Unternehmens.
Den Angeklagten drohen zwischen 1,5
und 14 Jahren Haft.

Von Anfang an zeigt sich das Ge-
richt in San Marcos befangen und geht
auf den von Goldcorp provozierten
Strafprozess ein, obwohl das guatemal-
tekische Gesetz die lokalen Autoritäten
darin bestärkt, Vergehen, wie es fünf der
sieben Anklagepunkte gegen die Bau-
ern sind, aussergerichtlich zu klären, vor
allem wenn, wie in diesem Fall, keine
Vorstrafen vorliegen und besondere Be-
dingungen die Situation erschweren.

Kaum zu glauben ist, dass die PR-
Abteilung von Goldcorp Inc. tatsäch-
lich die Nachricht über die Pläne verbrei-
tet haben soll, Wasser, das unter Zusatz
von eben der Blausäure Zyanid, Arsen
und anderer giftiger Chemikalien in der
Mine benutzt worden ist, in den Tzalá-
Fluss abzulassen, einem Zufluss des
Flusses Cuilco. Entsprechend besorgt
sind die Gemeinden.

Korruption besteht.
Ein ganz konkreter Termin wurde

auch schon angekündigt: Am Tag der
Regierungsübergabe in Argentinien wird
das Dokument unterzeichnet, das die

Fortsetzung von Seite 3 Bank des Südens ins Leben rufen wird.
Gegründet von Argentinien, Brasilien,
Kolumbien, Ecuador, Bolivien, Paraguay
und Venezuela soll diese vor allem in
Südamerika ein Gegengewicht zur Welt-
bank und deren Projekten stellen.

Auch für Colom stehen bereits ei-
nige aussenpolitische Verpflichtungen
fest: Kanada, Panama, die Europäische
Union und Chile harren der Fortsetzung
der von Bergers Regierung aufgenom-
menen Freihandelsverhandlungen.

Guatemala, 17. Nov. Das Oberste
Wahlgericht (TSE) steht im Zusammen-
hang mit den abgeschlossenen Wahlen
nicht nur seit Beginn an wegen umfas-
sender Unfähigkeit in der Kritik, sondern
seine RichterInnen in Kürze sogar wohl
vor Gericht. Vorher muss der Kongress
noch, wie vom Verfassungsgericht (CC)
beschlossen, entscheiden, ob die Immu-
nität der TSE-Vorstehenden überhaupt
aufgehoben wird. Vorgeworfen wird die-
sen Verfassungsbruch, Verwirrung des
Wahlprozederes (weil Personen das
Wählen an Orten erlaubt wurde, in de-
nen sie nicht registriert waren), Betrug
an den WählerInnen, Autoritätsmiss-
brauch, unterlassene Pflichterfüllung,
verfassungswidrige Resolutionen, un-
terlassene Anzeigenerstattung, Justiz-
verweigerung und böswillige Verzöge-
rung. Auch die Kammer der AnwältIn-

nen und NotarInnen (CANG) unter-
stützt die Prozessforderung.

Ehemalige KandidatInnen auf Bür-
germeistereiposten, zusammenge-
schlossen in der Nationalen Front der
guatemaltekischen Würde, hatten die
Klage eingereicht sowie vor dem Verfas-
sungsgericht den Einspruch gegen die
vom Obersten Gerichtshof (CSJ) ent-
schiedene Archivierung derselben
durchgesetzt.

Auf Geheiss des Verfassungsge-
richts müssen die TSE-RichterInnen nun
auch den imposantesten Stein des An-
stosses ihrer Amtsausübung aus dem
Weg räumen. Nämlich binnen Kürze die
Liste aller gewählten BürgermeisterIn-
nen einreichen und den KandidatInnen
mitteilen, ihr Amt nicht eher antreten zu
dürfen, bis sie das „finiquito“ genannte
und von der Nationalen Rechnungsstel-

le (CGN) ausgestellte Dokument vorle-
gen, in dem ihr Vermögen offengelegt
wird. Bei vielen von ihnen hatte das TSE
darauf bislang verzichtet und damit klar
gegen das Wahlgesetz verstossen.

Dabei wollen sich alle fünf TSE-
RichterInnen im März zur Wiederwahl
stellen, obwohl bereits ihre Selektion vor
sechs Jahren als politisch abgekartetes
Spiel kritisiert wurde, mit dem Efraín Ríos
Montt bei den Präsidentschaftswahlen
2003 seine Kandidatur durchzusetzen
vermochte. Derzeit wird bereits die Wahl-
kommission aus VertreterInnen der juri-
stischen Fakultäten und der CANG zu-
sammengerufen, die eine Liste von 40
KandidatInnen aus den Mitgliedern der
Gremiumskammer aufzustellen hat, aus
der schliesslich vom Kongress fünf
AmtsträgerInnen und fünf VertreterIn-
nen gewählt werden.

Dem Wahlgericht wird der Prozess gemacht
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Moderne Kanonen, um auf die eigenen Spatzen zu schiessen?
Guatemala, 14. Nov. Der ehemalige

Chef der guatemaltekischen Kriminalpo-
lizei (DIC, wie sie damals hiess) Juan
Daniel Del Cid Morales wurde dieser
Tage in den Vereinigten Staaten wegen
Drogenhandels und Konspiration zu
mindestens zehn Jahren Gefängnis ver-
urteilt (das genaue Urteil steht noch aus).
Del Cid wurde von den US-amerikani-
schen Drogenbehörden zwischen April
und August 2006 observiert und dabei
beobachtet, wie er zusammen mit seinen
Komplizen 1300 Kilo Kokain von Panamá
via El Salvador nach Guatemala trans-
portierte. Verhaftet wurde del Cid am 17.
August 2006 in El Salvador, zusammen
mit zwei anderen Guatemalteken, die jetzt
ebenfalls verurteilt wurden. Del Cid wird
vom Interamerikanischen Menschen-

rechtshof als einer der Verdächtigen im
Fall der Ermordung der Anthropologin
Mirna Mack genannt.

Die Geschichte wäre nicht weiter
der Rede wert, könnte sie nicht als An-
lass dienen, um endlich die Verwicklung
hoher Polizei- und sonstiger Staatsbe-
amten in den Drogenhandel und das or-
ganisierte Verbrechen anzuerkennen und
ernsthaft anzugehen. Auf juristischem
und politischem Weg.

Stattdessen rüstet die Nationale
Zivilpolizei (PNC) auf und schaffte sich
für rund 15 Mio. Quetzales (knapp zwei
Mio. US-$) hochentwickelte, hochmo-
derne und hochpotente Maschinenge-
wehre israelischer Herkunft an. Einge-
setzt werden sollen diese Superwaffen
für den „Schutz“ der Hochsicherheits-

gefängnisse sowie für den Kampf ge-
gen das organisierte Verbrechen (es sei
daran erinnert, dass die letzten spekta-
kulären Morde innerhalb von Hochsi-
cherheitsgefängnissen unter Beihilfe
hoher Polizeibeamter und einzelner Ge-
fängnisangestellten überhaupt nur ha-
ben ausgeführt werden können). Guate-
mala nennt sich jetzt stolz das polizei-
waffenmässig bestausgerüstete Land
Zentralamerikas. Geplant ist bereits der
Kauf von weiteren 700 Hightech-Geweh-
ren. Immerhin ist die Munition dieser
neuen Gewehre nicht dieselbe wie dieje-
nige der bisherigen – so wird man in
Zukunft schnell feststellen können,
wenn sie statt zur Verteidigung von
Recht und Ordnung zum Angriff auf
Ordnung und Recht benutzt werden.

Achtung, festhalten!

¡Híjole! Die monatliche Kolumne von Fernando Suazo

Das Gute an unserer Demokratie
ist, dass nach der Aufregung um die
Wahlen alles in die alten Fahrwasser
zurückfliesst. Von einem Tag auf den
anderen verändert sich die von den
Medien skizzierte Landschaft wieder:
Wo uns die aufdringliche Sensations-
lust die Sicht versperrt hat, sehen wir
nun wieder den Horizont der Ordnung
bzw. die Versprechen der zukünftigen
Regierung. Wir erleben „als Nation“
die Befriedigung der erfüllten Bürge-
rInnenpflicht.

Der Verliererkandidat akzeptierte
seine Niederlage und versprach, eine
konstruktive Opposition zu stellen. Wir
können uns beglückwünschen, denn

nach der vorangegangenen Aufregung
ist das Wahlprozedere problemlos
über die Bühne gegangen. Unsere In-
stitutionen haben funktioniert …

Was bleibt, sind die Wandschmie-
rereien der Wahlpropaganda und der
Abfall der Plastikfähnchen, die unse-
re Landschaft verschmutzen. Dies ist,
das wissen wir alle, ein Ausdruck un-
serer nationalen Nachlässigkeit.

Bleibt wirklich nur dies übrig?
Trotz des Versuchs der Medien, ein
Klima freier Meinungsäusserung zu
verbreiten, verstummten viele Men-
schen gegenüber diesem irrealen Sze-

nario oder behielten ihre Meinung für
sich. Mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung gab ihre Stimme bei den Wahlen
nicht ab. Dies war schon immer so,
seit die USA uns nach 1954 ihre Mili-
tärdiktaturen aufgezwungen haben.

Der tatsächliche Müll, den uns
diese Wahlen hinterlassen, besteht
nicht in den bemalten Wänden und
Steinen und auch nicht in den farbi-
gen Plastikfähnchen. Die Umweltver-
schmutzung ist nur einer der tödlichen
Schäden, die mächtige Gruppen und
Einzelpersonen dem Staat zufügen.

Schauen wir uns die weiteren et-
was genauer an:

Kommunikative Abgeordnete
Guatemala, 09. Nov. Kurz nach der

zweiten Wahlrunde und kurz vor der
Verabschiedung des Staatshaushaltes
Ende des Monats legte die für Encuen-
tro por Guatemala zum vierten Mal in
Folge – jedoch stets für eine andere Par-
tei – wieder gewählte Nineth Montene-
gro einen Bericht über die Ausgaben des
Kongresses vor. Aus diesem geht her-
vor, dass insgesamt mehr als 10´000
Quetzales (ca. US-$ 1,300) täglich in
mobile und 9´000 Quetzales in Festnetz-
Telefongespräche gehen. Den höchsten
Posten nimmt mit 436´254 Quetzales
monatlich die kulinarische Versorgung
der Abgeordneten ein, „obwohl nur

zweimal in der Woche Sitzungen statt-
finden und seit letztem Januar untersagt
ist im Parlamentssaal zu Mittag zu es-
sen“. Die Miete von Parkplätzen und
Büros, die Instandhaltung von Fahrzeu-
gen und Benzinrechnungen stehen –
nach den Telefonrechnungen – als näch-
ste Posten auf der Liste. Kongressprä-
sident Darío Morales weist hingegen
darauf hin, dass es die Kommissionen
seien, die die ihnen zugewiesenen Bud-
gets verwalten; der Vorstand sei heuer
„zufrieden“ mit dem Umgang mit den
Geldern, es habe sogar Einsparungen
gegeben, in welcher Höhe verschwieg
er.

Und kurz darauf verabschiedete der
Kongress auch schon seinen Haushalt
fürs nächste Jahr – in Höhe von 575 Mio.
685 Quetzales, von denen 100 Mio. Q.
an das Menschenrechtsprokurat (PDH)
gehen sollen.

Daneben wird derweil die zahlen-
mässige Zusammensetzung des Parla-
ments diskutiert und dabei die Forde-
rung, zumeist von aussen, gestellt, die
Zahl der Abgeordneten auf 80 (von der-
zeit 158) zu reduzieren, oder zumindest
rechtlich zu verhindern, dass diese im
Jahr 2011 ob des Bevölkerungswachs-
tums und des entsprechenden propor-
tionalen Anteils auf 211 anwachse.



Seite 6 ¡Fijáte! No. 398

1.Unser Vizepräsident, Eduardo
Stein, sagte: “Wenn wir nicht zu dra-
stischen Massnahmen greifen, sind wir
dazu verdammt, uns in einen Drogen-
Staat zu verwandeln.“ Klingt einleuch-
tend. Nichtsdestotrotz bleiben auch
nach diesen Wahlen die verdächtigen
Figuren in der Regierung, im Kon-
gress, im Justizsystem und an den Par-
teispitzen. So weiss man beispielswei-
se vom Generalsekretär der UNE und
persönlichen Anwalt Coloms, dass er
mit dem Drogenhandel verfilzt ist.
Demgegenüber bleibt das „Drasti-
sche“ von Herrn Stein unwirksam und
unterstreicht nur den bekannten Dis-
kurs der USA, mit dem Schlagwort
„Bedrohung der Region durch Dro-
genkartelle“ andere geostrategische
Interessen zu überdecken, die weni-
ger gern eingestanden werden.

2.Nach einer schwierigen Geburt
macht endlich die Internationale Kom-
mission gegen Straflosigkeit (CICIG)
ihre ersten Gehversuche. Doch es ist
alarmierend, wenn der Generalstaats-
anwalt vorschlägt, dass diese Kom-
mission sich in dem Fuchsbau der
Staatsanwaltschaft einrichten soll.
Was beabsichtigt er mit seinem Ange-
bot, Personal, Finanzen und Räumlich-
keiten zur Verfügung zu stellen? Es ist
weithin bekannt, dass die Staatsan-
waltschaft von der Mafia infiltriert ist,
die zu bekämpfen genau die Aufgabe
der CICIG ist.

In den Jahren nach der Ermor-
dung von Bischof Gerardi fungierte
innerhalb der Staatsanwaltschaft die
berüchtigte Oficinita, eine Struktur
ohne Organigramm, die sich der Auf-
gabe widmete, das Ermittlungsverfah-
ren zu behindern, Beweisstücke ver-
schwinden zu lassen, Tatorte zu ver-
ändern und ZeugInnen einzuschüch-
tern – sprich: den Verantwortlichen zur
Straflosigkeit zu verhelfen. Der dama-
lige Berater der Oficinita war der heu-
tige Generalstaatsanwalt Juan Luis
Florido! Entsprechende Beweise leg-
te Edgar Gutiérrez (damaliger Mitar-
beiter des Menschenrechtsbüros des
Erzbischofs – ODHAG, die Red.) be-
reits vor acht Jahren vor.

Ein weiteres Beispiel: Vor ein paar
Wochen verschwand aus den Büros
der Staatsanwaltschaft der private
Computer von Oberst a.D. Giovanni
Pacay Paredes – am selben Tag war
er ermordet worden. Pacay, enger
Mitarbeiter von Otto Pérez Molina,
war im Jahr 2003 Informationschef
des Verteidigungsministeriums, und es
ist unschwer zu vermuten, dass er
über viele kompromittierende Infor-

mationen bezüglich der Mafiastruktu-
ren innerhalb der Armee verfügt hat.
Dies nur als kleine Kostproben des
modus operandi der Oficinita.

3.Nach dem Freihandelsabkom-
men mit den USA steht uns bereits das
nächste mit Kanada bevor. Dabei wer-
den wir nicht einmal mehr gefragt,
was wir davon halten, dass dieses
Land unsere Ressourcen zu Bedingun-
gen ausbeutet, die unsere nationale
Souveränität verletzen.

Zu den jüngsten Schachzügen
der Öl-Multis gehört die Gründung des
kanadischen Unternehmens QUET-
ZAL ENERGY. Vor Kurzem reiste eine
Gruppe guatemaltekischer Parlamen-
tarierInnen in den Norden, angeblich
auf Einladung der guatemaltekisch-
kanadischen Handelskammer, um sich
mit den Direktoren dieses Unterneh-
mens zu treffen. Glauben Sie, dass
diese Abgeordneten irgendetwas zum
Vorteil der guatemaltekischen Bevöl-
kerung ausgehandelt hätten?

Ich habe gehört, dass in den näch-
sten Jahren 1’633’000 Hektar Land
öffentlich ausgeschrieben und zur Ex-
ploration von Ölvorkommen freigege-
ben werden sollen. Weshalb wird in
unseren Medien nichts darüber be-
richtet? Weshalb erzählt man den Kin-
dern in unseren Schulen nichts über
den Ölreichtum, über Gold- und an-
dere  Edelmetallvorkommen in unse-
rem Land? Vielleicht, weil die Herr-
scher des Landes sich bewusst sind,
dass uns all dies gar nicht mehr ge-
hört, weil sie es schon längst ver-
schenkt haben?

4.Unsere Regierenden verschen-
ken das nationale Öl, während wir ge-
zwungen sind, dessen Derivate zu ho-
hen Preisen wieder zurückzukaufen.
Die täglichen Preiserhöhungen auf dem
Öl- und Benzinmarkt gehören zu den
Lieblingsnachrichten der Meinungs-
macherInnen. Dahinter steckt die Ab-
sicht, ein günstiges Klima zu schaf-
fen für den Bau von Stauseen als so
genannte Alternativenergiequelle. Es
erscheinen regelmässig teure ganzsei-
tige Inserate in der Presse, die uns
solches weismachen wollen. Dieser
Diskurs redet uns ein, dass, wer sich
gegen den Bau von Stauseen wehrt,
gegen den Fortschritt sei.

Gleichzeitig wird uns aber ver-
schwiegen, dass die Anliegerdörfer der
Stauseen, welche vor 25 Jahren ge-
baut wurden, bis heute ohne Strom-
versorgung sind. Dafür mussten die
BewohnerInnen dieser Dörfer die Bru-
talität des Genozids kennenlernen,

ausgeführt vom Militär, unterstützt
von der Oligarchie und mit der Welt-
bank als Komplizin: Vier Massaker hin-
tereinander mit über 500 Toten und
unbeschreiblichem Leid für die Über-
lebenden in der Gemeinde Río Negro,
Rabinal.

Die Medien schreiben nichts über
die Interessen der Unternehmen an die-
sen Staudämmen, nichts über die
Schäden, welche die Anliegerdörfer zu
tragen haben, und nichts darüber, was
die betroffene Bevölkerung von der
ganzen Sache hält.

5.Das Thema Genozid führt uns
zu einem anderen tödlichen Laster
Guatemalas: der chronischen und weit
verbreiteten Straflosigkeit. Beispiele
dafür sind die Verantwortlichen die-
ser Massaker, die heute hohe Posten
innerhalb der Regierung oder der ein-
flussreichen politischen Parteien be-
setzen.

Diese und andere Perversionen
beschränken sich aber nicht bloss auf
den Staatsapparat, sondern sie betref-
fen uns alle: Sie bescheren uns viel
unnötiges Leiden, sie enthalten uns das
Minimum an würdevollen Lebensbe-
dingungen vor, sie verführen uns zu
Konkurrenzkampf und Gewalt und
greifen unsere Integrität an, indem sie
uns zwingen, die Erinnerung zu ver-
bergen. Wir müssen unseren Gerech-
tigkeitssinn opfern und Menschen
ohne Moral wählen, da sie uns als ein-
zige Alternative zur Verfügung stehen.

Wenn ich in den Medien das Foto
des zukünftigen Präsidenten von Gua-
temala betrachte, kommt mir ein Bild
in den Sinn, das ich eines Tages beim
Verlassen meines Hauses vor mir sah:
Ein betrunkener Nachbar versuchte die
Kontrolle über sein Fahrrad zu behal-
ten, auf dessen Gepäckträger er sei-
nen kleinen Sohn gesetzt hatte. Ein
ums andere Mal versuchte er, aufzu-
steigen und loszufahren, und jedes Mal
sagte er zu seinem Kleinen: „Achtung,
festhalten!“ – Aber nie gelang es ihm,
wegzufahren.

Mein grosser Respekt für diesen
Nachbarn mit seinem Fahrrad und für
Herrn Colom - aber ich glaube, es steht
uns ähnliches bevor, wenn dieser am
14. Januar seine Reise beginnt, den
Staat Guatemala zu steuern. Er wird
uns über die Medien ein ums andere
Mal bitten: „Achtung, festhalten!“

Aber wir wissen längst, dass es
andere sind, die das Fahrrad lenken.


